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EuGH zur Aufzeichnungspflicht von Arbeitszeiten 
Mit seinem Urteil vom 14. Mai 2019 (C-55/18) stellte der EuGH die Verpflichtung von 
Arbeitgebern zur Erfassung der vollständigen Arbeitszeit von Arbeitnehmern fest. Diese 
Verpflichtung ergibt sich aus Sicht des EuGH aus der rechtskonformen Auslegung der euro-
päischen Arbeitszeitrichtlinie (EU-RL 2003/88) und dem daraus resultierenden Schutz der 
Sicherheit und der Gesundheit der Arbeitnehmer. 

Executive Summary 

> Das Urteil des EuGH nimmt in erster Linie den
deutschen Gesetzgeber in die Pflicht. Er muss
nun die Form und Modalitäten eines Aufzeich-
nungssystems in deutsches Recht umsetzen, das
den Vorgaben der europäischen Arbeitszeitrichtli-
nie und der Auslegung durch den EuGH genügt.
Bis dahin kann aus unserer Sicht vom Arbeitge-
ber keine vollständige Erfassung der Arbeitszeit
seiner Arbeitnehmer verlangt werden. Dies be-
deutet, dass derzeit das Arbeiten in Vertrauens-
arbeitszeit sowie flexibles und mobiles Arbeiten
weiterhin ohne vollständige Erfassung der Ar-
beitszeit möglich sind.

> Hat der Arbeitgeber bisher die Arbeitszeit seiner
Arbeitnehmer vollständig erfasst, so ergeben sich
keine bzw. keine großen Veränderungen. Fraglich
erscheint allerdings, ob der Arbeitgeber weiterhin
die Einhaltung der Vorgaben des Arbeitszeit-
rechts auf die Arbeitnehmer delegieren kann.

> Es bleibt abzuwarten, ob der Gesetzgeber das
Urteil des EuGH vom 14. April 2019 zum Anlass
nimmt, das Arbeitszeitgesetz an die neuen Her-
ausforderungen der digitalen Arbeitswelt anzu-
passen.

Entscheidung des EuGH vom 14. Mai 2019 

Nach dem Urteil des EuGH vom 14. Mai 2019 müs-
sen die Arbeitgeber die gesamte Arbeitszeit und 
Pausen ihrer Arbeitnehmer erfassen. Nur so können 
der Beginn, das Ende und die Dauer der Arbeitszeit 
und damit der Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer 

effektiv kontrolliert und durchgesetzt werden. Ar-
beitnehmer haben ein Grundrecht auf Einhaltung 
und Begrenzung der wöchentlichen Höchstarbeits-
zeit sowie auf Einhaltung der täglichen und wö-
chentlichen Mindestruhezeiten. 

Daher ist nach dem EuGH jeder Arbeitgeber ver-
pflichtet, ein objektives, verlässliches und zugäng-
liches System einzurichten, das die von einem je-
den Arbeitnehmer geleistete tägliche Arbeitszeit 
vollständig erfasst. Nur ein solches Arbeitszeiterfas-
sungssystem bietet den Arbeitnehmern als schwä-
cherer Partei des Arbeitsverhältnisses die Möglich-
keit zu objektiven und verlässlichen Daten über die 
tatsächlich geleistete Arbeitszeit zu gelangen und 
damit die Einhaltung der täglichen und wöchentli-
chen Höchstarbeitszeit einschließlich der Überstun-
den sowie die Einhaltung der täglichen und wö-
chentlichen Ruhezeiten nachzuweisen. Ohne ein 
solches System ist es für die Arbeitnehmer äußert 
schwierig oder gar unmöglich, ihre Rechte in punkto 
Arbeitszeit durchzusetzen, was dem Zweck der 
Arbeitszeitrichtlinie zuwiderläuft. 

Der EuGH betont in seiner Entscheidung allerdings 
auch, dass die Mitgliedsstaaten unter Berück-
sichtigung der Besonderheiten des jeweiligen Tätig-
keitsbereichs und der Größe und Form der Un-
ternehmen die Modalitäten eines solchen Systems 
zur Arbeitszeiterfassung festlegen können. Da-
neben gestattet bereits die europäische Arbeitszeit-
richtlinie insbesondere für leitende Angestellte oder 
sonstige Personen mit selbstständiger Entschei-
dungskompetenz, Ausnahmen von den strengen 
Vorgaben der Arbeitszeitrichtlinie unter Beachtung 
der allgemeinen Grundsätze des Schutzes der Si-
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cherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer zuzulas-
sen. 
 
Was müssen Arbeitgeber tun? 

• Die gute Nachricht ist, Arbeitgeber müssen 
nicht ab sofort die Arbeitszeit der Arbeitnehmer 
vollständig dokumentieren. Zunächst ist der 
deutsche Gesetzgeber gefragt. Bisher ist der 
Arbeitgeber gemäß § 16 Abs. 2 Arbeitszeitge-
setz (ArbZG) verpflichtet, die über die werk-
tägliche Arbeitszeit von acht Stunden hinaus-
gehende Arbeitszeit zu erfassen. Diese teilwei-
se Aufzeichnungspflicht dürfte nach dem Urteil 
des EuGH nicht mehr den Anforderungen der 
europäischen Arbeitszeitrichtlinie genügen. Der 
deutsche Gesetzgeber wird daher aufgrund der 
Rechtsprechung des EuGH das nationale Ar-
beitszeitgesetz anpassen müssen. Es bleibt zu 
hoffen, dass der Gesetzgeber die ihm insoweit 
vom EuGH gegebenen Möglichkeiten nutzt und 
Ausnahmen von der Verpflichtung der vollstän-
digen Erfassung der Arbeitszeit für kleinere Un-
ternehmen oder bestimmte Berufsgruppen zu-
lässt. Der Arbeitsminister will bis zum Jahres-
ende einen Gesetzesentwurf vorlegen. Dieser 
Entwurf sollte abgewartet werden, bevor ar-
beitgeberseitig Maßnahmen eingeleitet werden. 

• Da Arbeitgeber nicht schon jetzt zur vollständi-
gen Erfassung der Arbeitszeit verpflichtet sind, 
drohen nach unserer Bewertung derzeit noch 
keine Bußgelder durch die Aufsichtsbehörden, 
wenn die Arbeitszeiten (noch) nicht vollständig 
im Sinne des EuGH-Urteils erfasst werden. Al-
lerdings könnte das Urteil die Aufsichtsbehör-
den dazu motivieren, die Einhaltung der Ar-
beitszeit und die entsprechende Dokumentati-
on nach dem derzeit gültigen Arbeitszeitgesetz 
schon heute strenger zu überprüfen. 

• Für Arbeitgeber, die bereits jetzt die Arbeitszeit 
ihrer Arbeitnehmer vollständig mit Hilfe eines 
Arbeitszeiterfassungssystems erfassen, erge-
ben sich durch die Entscheidung des EuGH kei-
ne Veränderungen. Insofern kann die Arbeits-
zeit weiterhin durch vom Arbeitgeber zur Ver-
fügung gestellte Instrumente erfasst werden.  

• Das Thema Datenschutz darf in dem Zusam-
menhang allerdings ebenfalls nicht aus den 
Augen gelassen werden. Bisher richtet sich die 
Zulässigkeit der mit der Zeiterfassung verbun-
denen Datenverarbeitung nach den Vorschrif-
ten der EU-Datenschutzgrundverordnung und 
des Bundesdatenschutzgesetzes. Nach diesen 
Vorgaben wäre eine Datenverarbeitung im Um-
fang, wie der EuGH sie fordert, nur für ganz 
bestimmte Branchen und nur unter bestimm-
ten Voraussetzungen möglich. Es bleibt abzu-
warten, ob der nationale Gesetzgeber bei der 
Umsetzung des EuGH Urteils auch diesen As-
pekt berücksichtigen wird, um die umfassende 
Zeiterfassung, wie der EuGH sie fordert auch 
datenschutzrechtlich in allen Bereichen zu er-
möglichen. 

 
Künftige Auswirkungen des EuGH Urteils auf 
das deutsche Recht  

Das Urteil des EuGH wird Auswirkungen auf das 
Arbeitsleben haben. Allerdings bleibt zunächst die 
Umsetzung des Urteils durch den nationalen Ge-
setzgeber abzuwarten. Eile ist derzeit unange-
bracht. 

Nachfolgend werden mögliche Auswirkungen des 
Urteils des EuGH vom 14. Mai 2019 auf das deut-
sche Arbeitsrecht kurz angerissen: 
 
Ende der Vertrauensarbeitszeit? 

Bei der Vertrauensarbeitszeit nimmt der Arbeitge-
ber keine Zeiterfassung seiner Arbeitnehmer vor. 
Ob das Urteil des EuGH vom 14. Mai 2019 die Ver-
trauensarbeitszeit vollständig beendet, ist noch 
nicht sicher. Es besteht die Hoffnung, dass der 
deutsche Gesetzgeber die ihm vom EuGH und durch 
die Arbeitszeitrichtlinie eingeräumten Ausnahme-
tatbestände nutzt und die Verpflichtung zur voll-
ständigen Erfassung der Arbeitszeit nicht für alle 
Unternehmen und Berufsgruppen verbindlich fest-
legt. Dies gilt insbesondere für Arbeitnehmer höhe-
rer Hierarchieebenen mit Vertrauensarbeitszeit und 
für Außendienstmitarbeiter. 
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Ende der flexiblen Arbeitszeit? 

Läutet die Pflicht des Arbeitgebers, die tägliche 
Arbeitszeit seiner Arbeitnehmer minutengenau zu 
erfassen, das Ende des flexiblen und mobilen Arbei-
tens ein? Im heutigen digitalen Zeitalter, in dem die 
Grenzen zwischen Arbeit und Freizeit zunehmend 
verschwinden, erledigen viele Arbeitnehmer ar-
beitsbezogene Aufgaben außerhalb ihrer regulären 
Arbeitszeit außerhalb der Arbeitsstätte oder erbrin-
gen ihre Arbeitszeit zumindest teilweise im Home-
Office. Außerdem unterbrechen Arbeitnehmer hin 
und wieder ihre gesetzlichen Ruhezeiten und führen 
ein kurzes Telefonat oder beantworten eine E-Mail. 
Einer solchen flexiblen und mobilen Arbeitswelt 
steht die Verpflichtung des Arbeitgebers zur minu-
tengenauen Erfassung der täglichen Arbeitszeit 
entgegen. Es bleibt mit Spannung abzuwarten, ob 
und wie der deutsche Gesetzgeber diese Gegensät-
ze auflöst. 
 
Welche Arbeitszeit ist zu dokumentieren? 

Grundsätzlich unterscheidet die Rechtsprechung 
nach vergütungspflichtiger und arbeitsschutzrechtli-
cher Arbeitszeit. Vergütungspflichtige und arbeits-
schutzrechtliche Arbeitszeit sind unabhängig vonei-
nander zu bewerten. So kann es beispielsweise 
sein, dass Reisezeiten arbeitsschutzrechtlich nicht 
relevant sind, aber dennoch zu vergüten sind. Hier 
stellt sich dann die Frage, welche Arbeitszeit durch 
den Arbeitgeber vollständig zu erfassen ist. Aus 
unserer Sicht spricht viel dafür, dass nur die ar-
beitsschutzrechtliche Arbeitszeit vollständig zu er-
fassen ist. Denn der EuGH stellt in seiner Urteilsbe-
gründung maßgeblich auf die Einhaltung der Ar-
beitszeitrichtlinie aus Gedanken des Gesundheits-
schutzes ab. Sicher ist dies allerdings nicht. Denn 
der EuGH möchte den Arbeitnehmern mit der Do-
kumentationspflicht der täglichen Arbeitszeit auch 
die Durchsetzung seiner Rechte erleichtern. Inso-
fern müssten dann wohl sowohl die arbeitsschutz-
rechtliche Arbeitszeit als auch die vergütungspflich-
tige Arbeitszeit vollständig dokumentiert werden. 
Die Diskussion und die Gesetzgebung hierzu bleiben 
abzuwarten. 

Beweismittel für Geltendmachung von Über-
stunden? 

Wenn der Arbeitgeber künftig tatsächlich zur Erfas-
sung der täglichen Arbeitszeit verpflichtet sein soll-
te, so erhalten die Arbeitnehmer mit der Aufzeich-
nung ihrer Arbeitszeit ein Beweismittel für die Gel-
tendmachung von Überstunden. Denn mit der Auf-
zeichnung der täglichen Arbeitszeit ist der nach der 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (vgl. 
BAG, Urteil vom 21.12.2016 – 5 AZR 363/16) er-
forderliche Nachweis erbracht, an welchen Tagen 
der Arbeitnehmer von wann bis wann Arbeit geleis-
tet hat und er über die vertraglich geschuldete Ar-
beitszeit hinaus Arbeitsleistungen erbracht hat. Zur 
erfolgreichen Geltendmachung von Überstunden 
wäre es dann allerdings immer noch erforderlich, 
dass die Überstunden dem Arbeitgeber zurechenbar 
sind. Insoweit gelten dann die bisherigen allgemei-
nen Grundsätze. 
 
Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats? 

Sollte es tatsächlich zu einer Verpflichtung des Ar-
beitgebers zur minutengenauen Aufzeichnung der 
täglichen Arbeitszeit seiner Arbeitnehmer kommen, 
so stünden dem Betriebsrat bei der Einführung oder 
Erweiterung des Systems zur Arbeitszeiterfassung 
Mitbestimmungs- und Initiativrechte nach § 87 Abs. 
1 Nr. 2 und 6 Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) 
zu. 
 
 
 
 

Dr. Philipp Kuhn 
Rechtsanwalt 

Fachanwalt für Arbeitsrecht 

Standort Heidelberg 

philipp.kuhn@gsk.de 

 

Matthias Kaiser 
Rechtsanwalt 

Standort Heidelberg,  

matthias.kaiser@gsk.de



BERLIN

Mohrenstraße 42
10117 Berlin
Tel	 +49 30 203907-0
Fax	 +49 30 203907-44
berlin@gsk.de

FRANKFURT/M.

Taunusanlage 21
60325 Frankfurt
Tel	 +49 69 710003-0
Fax	 +49 69 710003-144 
frankfurt@gsk.de

HAMBURG

Neuer Wall 69
20354 Hamburg
Tel	 +49 40 369703-0
Fax	 +49 40 369703-44
hamburg@gsk.de

HEIDELBERG

Mittermaierstraße 31
69115 Heidelberg
Tel	 +49 6221 4566-0
Fax	 +49 6221 4566-44
heidelberg@gsk.de

MÜNCHEN

Karl-Scharnagl-Ring 8
80539 München
Tel	 +49 89 288174-0
Fax	 +49 89 288174-44
muenchen@gsk.de

GSK STOCKMANN Urheberrecht

GSK Stockmann – Alle Rechte vorbehalten. Die Wiedergabe, Vervielfältigung, 

Verbreitung und/oder Bearbeitung sämtlicher Inhalte und Darstellungen des 

Beitrages sowie jegliche sonstige Nutzung ist nur mit vorheriger schriftlicher 

Zustimmung von GSK Stockmann gestattet.

Haftungsausschluss

Diese Mandanteninformation enthält ausschließlich allgemeine Informationen, 

die nicht geeignet sind, den besonderen Umständen eines Einzelfalles gerecht zu 

werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage für wirtschaftliche oder sonstige 

Entscheidungen jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung, Auskunft oder ein 

rechtsverbindliches Angebot auf Beratung oder Auskunft dar und ist auch nicht 

geeignet, eine persönliche Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen 

jedweder Art auf Inhalte dieser Mandanteninformation oder Teile  davon stützen, 

handelt dieser ausschließlich auf eigenes Risiko.

GSK Stockmann und auch die in dieser Mandanteninformation namentlich 

genannten Partner oder Mitarbeiter übernehmen keinerlei Garantie oder Gewähr- 

leistung, noch haftet GSK Stockmann und einzelne Partner oder Mitarbeiter in 

irgendeiner anderen Weise für den Inhalt dieser Mandanteninformation. 

Aus diesem Grund empfehlen wir, in jedem Fall eine persönliche Beratung 

einzuholen.

www.gsk.de

LUXEMBURG

GSK Luxembourg SA
44, Avenue John F. Kennedy
L-1855 Luxemburg
Tel +352 2718 0200
Fax  +352 2718 0211
luxembourg@gsk-lux.com


	EuGH zur Aufzeichnungspflicht von Arbeitszeiten
	Mit seinem Urteil vom 14. Mai 2019 (C-55/18) stellte der EuGH die Verpflichtung von  Arbeitgebern zur Erfassung der vollständigen Arbeitszeit von Arbeitnehmern fest. Diese Verpflichtung ergibt sich aus Sicht des EuGH aus der rechtskonformen Auslegung ...
	Entscheidung des EuGH vom 14. Mai 2019



